
Die rund 300 000 Angehörigen 
der deutschen Minderheit in Po-
len leiden zunehmend unter ei-
nem antideutschen Klima, das 
von Rechtspopulisten geschürt 
wird. Christoph de Vries, Vor-
sitzender der Gruppe der Ver-
triebenen, Aussiedler und deut-
schen Minderheiten der CDU/
CSU-Fraktion im Deutschen 
Bundestag, warnt von einer „ge-
zielten Diskriminierung“.

Erst kürzlich hatte der rech-
te Sejm-Abgeordnete Ja-

nusz Kowalski eine Pressekonfe-
renz vor dem Sitz der deutschen 
Minderheit in Oppeln abgehal-
ten und gefordert, die staatlichen 
Fördermittel für den Deutschun-
terricht als Minderheitensprache 
drastisch zu kürzen. Kowalski ge-
hört der Regierungspartei Soli-
darna Polska an, die eng mit der 
PiS kooperiert und den umstritte-
nen Justizminister Zbigniew Zio-
bro stellt. 

Derzeit lernen in Polen cir-
ca zwei Millionen Menschen 
Deutsch, so viele wie in keinem 
anderen Land der Welt. Und die 
deutsche Minderheit ist die größ-
te von insgesamt 13 anerkannten 
nationalen oder ethnischen Min-
derheiten.

Der Sejm hat nach der Attacke 
von Kowalksi die Mittel für den 
Sprachunterricht der deutschen 

Minderheit um 
umgerechnet 
10 Millionen 
Euro gekürzt. 
Der Deutsch-
unterricht als 
Minderheiten-
sprache wird 
infolgedessen 
von drei auf ei-
ne Stunde wö-
chentlich redu-
ziert, was auch 
zur Schließung 
von Schulen 

führen könnte.
Dazu erklärt der Vorsitzen-

de der Gruppe der Vertriebenen, 
Aussiedler und deutschen Min-
derheiten der CDU/CSU-Frak-
tion im Deutschen Bundestag, 
Christoph de Vries: „Die Ent-
scheidung des Sejm, die fi nan-
ziellen Mittel für den mutter-
sprachlichen Deutschunterricht 
an Schulen erheblich zu kürzen, 
ist völlig inakzeptabel und eine 
echte Belastung für die deutsch-

polnischen Beziehungen. Wir 
bedauern sehr, daß die eindring-
lichen Bitten seitens der deut-
schen Minderheit und der polni-
schen Opposition, diesen Schritt 
zu unterlassen, nicht gehört wur-
den. Dieser Angriff auf die Rech-
te der nationalen Minderheiten 
in Polen betrifft ausschließlich 
die deutsche Minderheit und ist 
eine gezielte Diskriminierung.“ 

Man betrachte dieses Vorge-
hen als eklatanten Verstoß ge-
gen die Rahmenkonvention zum 
Schutz nationaler Minderhei-
ten sowie gegen die Europäische 
Charta der Regional- und Min-
derheitensprachen, die auch Po-
len ratifi ziert hat, so de Vries: 
„Deshalb unterstützen wir das 
Vorhaben des Dachverbandes 
der deutschen Minderheiten, 
vor den Europarat zu ziehen und 
rechtliche Schritte einzuleiten.“

Der Hamburger Bundestags-
abgeordnete mit sudetendeut-
schen Wurzeln kündigte an, daß 
sich die Gruppe der Vertriebe-
nen, Aussiedler und deutschen 
Minderheiten der CDU/CSU-
Fraktion in der kommenden Sit-
zungswoche mit den Außen- und 
Europapolitikern der Fraktion 
beraten werde, um die parlamen-
tarische Befassung auf deutscher 
Seite anzustoßen. De Vries: „Uns 

liegt das freundschaftliche Ver-
hältnis zu Polen auch auf Grund 
der historischen Verantwortung 
Deutschlands besonders am Her-
zen. Deshalb hoffen wir weiterhin 
auf ein Einlenken der polnischen 
Regierung und ein Abfl auen na-
tionalistischer Refl exe.“

Außerdem werde die Frakti-
onsgruppe unmittelbar nach Ab-
fl auen der Omikron-Welle nach 
Polen reisen, um sich vor Ort ein 
Bild über die konkreten Auswir-
kungen der Kürzungen für alle 
Minderheiten zu machen.

Janusz Kowalski wies die Kri-
tik an seinen deutschfeindlichen 
Attacken als „Heuchelei“ und 
„Zynismus“ zurück: „Auf meine 
Initiative hin haben wir zu Recht 
die Mittel für den Deutschunter-
richt gekürzt, um unsere Lands-
leute in Deutschland zu unter-
stützen.“ Es sei nicht hinnehm-
bar, „daß Deutschland seit 30 
Jahren die polnische Minderheit 
diskriminiert und keine Durch-
führungsverordnung zum Nach-
barschaftsvertrag von 1991 erlas-
sen hat, damit die Bundesländer 
den Unterricht von Polnisch als 
Muttersprache fi nanzieren kön-
nen“.

Richtig ist jedoch: Insbesonde-
re in den an Polen angrenzenden 
Bundesländern wird an einigen 

Schulen Polnisch als Fremdspra-
che angeboten. 

In einem Radiointerview leg-
te Kowalski am Montag trotz-
dem noch einmal nach und sag-
te zu seinen Landsleuten: „Wie 
können Sie als Pole Ihr Kind für 
Deutsch als Minderheitenspra-
che anmelden und erklären, daß 
es die deutsche Staatsangehörig-
keit besitzt? Das ist doch eine Be-
leidigung für jeden Polen.“

Laut Auswärtigem Amt leben 
in Deutschland rund zwei Mil-
lionen Polen sowie Personen pol-
nischer Abstammung und bil-
den damit die zweitgrößte Her-
kunftsgruppe. Seit über zwei 
Jahrzehnten ist Deutschland der 
wichtigste Handels- und Investi-
tionspartner Polens. Das bilate-
rale Handelsvolumen belief sich 
2020 auf rund 123 Milliarden Eu-
ro. Und im ersten Quartal 2021 
ist Polen zudem erstmals an die 
Stelle des drittwichtigsten Liefe-
ranten für Deutschland gerückt.

Bereits bei ihrem Antrittsbe-
such als deutsche Außenmini-
sterin hatte Annalena Baerbock 
im Dezember in Warschau zwar 
die „tiefe Freundschaft“ und 
die „historische Verantwortung 
Deutschlands“ betont, aber auch 
auf die Einhaltung der Rechts-
staatlichkeit gepocht. T. Fricke
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AUS UNSEREM PRAGER BÜRO

KZ-Überlebende
wird 100 Jahre alt

Die Prager Holocaust-Über-
lebende Lisa Miková (gebo-

rene Lichtenstern) ist am Mon-
tag 100 Jahre alt geworden. Im 
Namen von Bundespräsident 
Frank-Walter Steinmeier hatte 
ihr der damalige Botschafter Dr. 
Christoph Israng vor zwei Jahren 
das Bundesverdienstkreuz über-
reicht. In der Begründung hießt 
es, Lisa Miková werde „für ihr 
langjähriges Engagement gegen 
das Vergessen nationalsozialisti-
scher Unmenschlichkeit und für 
die Versöhnung zwischen Deut-
schen und Tschechen“ geehrt. 
Trotz ihres persönlichen Schick-
sals als Häftling in nationalsozia-
listischen Konzentrationslagern 
sei sie jahrzehntelang bereit ge-
wesen, „als Zeitzeugin ihre tragi-
schen Erlebnisse an nachfolgen-
de Generationen, insbesondere 
Schulklassen, zu vermitteln“.

Präsidialkanzlei
schredderte Akten

Daß der Bombenanschlag 
2014 auf ein Munitionslager 

in Mähren von russischen Agen-
ten verübt worden ist, daran ha-
ben die tschechischen Ermittler 
keine Zweifel mehr. Jetzt geht 
die Polizei der Frage nach, wa-
rum das Büro von Staatspräsi-
dent Miloš Zeman geheime Ak-
ten zum Fall geschreddert hat. 
Im Fokus ist dabei der Chef der 
tschechischen Präsidialkanzlei, 
Vratislav Mynář, der die Akten, 
kurz bevor die Ermittler sie auf 
DNA-Spuren untersuchen konn-
ten, vernichten ließ. In einer Stel-
lungnahme ließ Mynář erklären, 
man habe sich „an die gültigen 
Rechtsvorschriften“ gehalten.

Solidarität 
mit der Ukraine

Tschechien stehe voll hinter 
der Ukraine und lehne jeg-

liche Form russischer Aggressi-
on ab, hat der tschechische Pre-
mierminister Petr Fiala (ODS) am 
Montag dem ukrainischen Bot-
schafter in Prag, Jevhen Perebyj-
nis, zugesichert. Die Ukraine war 
auch Thema im tschechischen 
Sicherheitsrat, der am Dienstag 
über den Konfl ikt beraten hat. 
Rußland hatte in den vergange-
nen Wochen über 100 000 Sol-
daten an der Grenze zur Ukraine 
zusammengezogen (siehe auch 
Seite 1). Die Nato-Staaten be-
fürchten einen russischen Ein-
marsch in das Nachbarland und 
haben die eigene Truppenprä-

senz in den mitteleuropäischen 
Bündnisstaaten verstärkt.

Zahl der Toten
deutlich gestiegen

Bereits 2020 ist die Zahl der 
Toten zum Vorjahr um 15 

Prozent gestiegen. 2021 ver-
zeichnete das tschechische Sta-
tistikamt einen weiteren Anstieg. 
Mit 139 600 Toten lag die Ster-
berate um acht Prozent über der 
des Jahres 2020. Das ist die höch-
ste Zahl an Verstorbenen in der 
Nachkriegsgeschichte. Laut Ge-
sundheitsministerium sind im 
Zuge der Coronapandemie al-
lein im vergangenen Jahr 24 249 
Menschen mit dem Virus gestor-
ben. Die Lebenserwartung sank 
bei Frauen um 0,8 Jahre auf 80,6 
Jahre und bei Männern um 1,1 
Jahre auf 74,2 Jahre. 

Literaturhistoriker
Pytlík verstorben

Im Alter von 93 Jahren ist am 
Montag der tschechische Lite-

raturhistoriker und Schriftstel-
ler Radko Pytlík gestorben. Er 
war ein großer Kenner des Werks 
von Jaroslav Hašek, dem Autor 
des weltberühmten Romans „Der 
brave Soldat Schwejk“. Neben 
Hašek beschäftigte sich Pytlík 
auch mit Bohumil Hrabal, Franz 
Kafka und Egon Erwin Kisch.

Von der Leyen für
Prags Atomkurs

Starke Unterstützung für die 
tschechischen Atomkraftplä-

ne: Die Präsidentin der EU-Kom-
mission, Ursula von der Leyen, 
teile Prags Auffassung, Atom-
kraft und Gas als vorübergehend 
nachhaltig im Sinne der EU-Ta-
xonomie einzustufen, sagte die 
Vorsitzende des Abgeordneten-
hauses, Markéta Pekarová Ada-
mová (Top 09), am Montagabend 
nach einem Treffen in Brüssel. 

Slawisches Epos –
Streit beigelegt 

Einigung im jahrelangen Streit 
um die Präsentation des Sla-

wischen Epos in Prag. Laut ei-
nem Vertragsentwurf soll die 
tschechische Hauptstadt das 
Monumentalwerk von Jugend-
stilmaler Alfons Mucha im Sava-
rin-Palais am Wenzelsplatz zei-
gen können. Ursprünglich hat-
te Mucha für eine Präsentation 
seines Epos in der tschechischen 
Hauptstadt den Bau eines eige-
nen Ausstellungssaals zur Vor-
aussetzung gemacht.

D er Prager militärische Fried-
hof wurde 1732 im Osten 

der Landeshauptstadt errichtet, 
fast fünfzig Jahre später kam da-
neben noch ein kleiner evangeli-
scher Friedhof dazu. Dort fanden 
unter anderem manche von den 
286 preußischen Soldeten, die 
im Kriegsjahr 1866 auf dem Ge-
biet Böhmens gefallen waren. ih-
re letzte Ruhe. 

Bereits 1894 wurden beide 
Frierdhöfe aufgehoben und die 
militärischen Gräber auf den de 

facto Prager Zentralfriedhof Wol-
schan (Olšany) überführt.

Der Leiter des Prager Sudeten-
deutschen Büros, Peter Barton, 
zeigte sich tief beeindruckt von der 
schönen Renovierung dieser Stel-
le aus dem Jahr 2016. Am Ort des 
früheren Friedhofs im Prager Stadt-
viertel Karolinenthal (Karlín) be� n-
det sich noch heute eine kleine Ba-
rockkapelle, und zwar in der heu-
tigen Žižkastraße (Žižkova), die 
früher auch den alten deutschen 
Namen Schischkastraße trug.

�� Kritische Stimmen nach Äußerung von Vlastimil Válek

Mendel, ein Tscheche? Fauxpas des Ministers

Mahnt Polen, 
Minderheiten 
zu respektieren: 
MdB Christoph 
de Vries (CDU).

„Jan Gregor Mendel war Tsche-
che und Brünner“, sagte der 
tschechische Gesundheitsmini-
ster Vlastimil Válek (TOP 09) auf 
einer Corona-Pressekonferenz 
und wollte damit deutlich ma-
chen, daß die Tschechische Re-
publik mit dem „Vater der Welt-
genetik“ eine große wissen-
schaftlichte Tradition habe.

Richtig ist, daß Gregor Johann 
Mendel am 20. Juli 1822 in 

Heinzendorf bei Odrau in Öster-
reichisch-Schlesien als Sohn ei-
ner deutschen Mutter und eines  
deutsch-tschechischen Vaters 
zur Welt gekommen ist und spä-
ter in Brünn die Grundzüge der 
Genetik entwickelt hat.

„Der Begründer der Gene-
tik hatte Glück, daß er das Jahr 
1945 nicht mehr erlebt hat, denn 
dann hätten wir ihn wahrschein-
lich auch beraubt und vertrie-
ben, wenn er die Massaker wäh-

rend der grausamen Vertrei-
bung überlebt hätte, wie viele 
andere tschechische Deutsche“, 
hat der tschechische Journalist 
Jan Šinágl den Fauxpas des Mi-
nisters kommentiert und ange-
merkt, daß die deutsche Minder-
heit „mit ihrer Arbeit und ihren 
Fähigkeiten einen großen Bei-
trag zur industriellen und kultu-
rellen Entwicklung unseres Lan-
des und zu seinem guten Ruf in 
der Welt geleistet“ habe.

Rechtspopulist Janusz Kowalski macht Stimmung gegen die deutsche Minderheit in Polen. Foto: januszkowalski.pl

Gregor Johann Mendel.


